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Reformprojekt „Dezentralisierung in 
Afrika“ – zum Scheitern verurteilt? 
Das Beispiel Mosambik 
Johannes Plagemann
Nach den umstritt enen Wahlen des Präsidenten, des Parlaments und erstmalig der 
Provinzversammlungen am 28. Oktober 2009 in Mosambik versprach die neue und al-
te Führung unter Präsident Armando Guebuza die Fortsetzung der im Jahr 994 be­
gonnenen De zentralisierungspolitik – auch mit Unterstützung der in ternationalen 
Ge bergemeinschaft . 
Analyse 
In den 990er Jahren wurde in zahlreichen Ländern Afrikas die Dezentralisierung als 
großes demokratisches Reformprojekt begonnen. Eine Reihe von Studien zeichnet besten­
falls ein durchwachsenes Bild. Das Beispiel Mosambik zeigt, wieso sich die einst großen 
Hoff nungen bisher nicht erfüllt haben. 
Die Dezentralisierung in Mosambik – wie zumeist auch in anderen Ländern – bedeu­
tete vor allem eine Dekonzentration der Zentralverwaltung, aber nur eine be schränkte 
Über tragung politischer Entscheidungsbefugnisse an lokale Selbst verwaltungsorgane. 
In Mosambik blieb die politische Reform zudem auf „städtische“ Verwaltungsbezirke 
(Munizipien) beschränkt; nur dort – nicht in ländlichen Verwaltungsbezirken – wur­
den nominell demokratisch gewählte Selbstverwaltungsorgane eingerichtet. 
Entscheidendes Problem für die demokratische Selbstverwaltung ist, dass den neuen 
dezentralen Institutionen kaum eine eigene Finanzhoheit eingeräumt wurde. Dies ist 
kennzeichnend auch für die Reformen in den meisten anderen Ländern. 
Die Dezentralisierung scheitert zumeist am Widerstand der politischen Elite, die trotz 
gegenteiliger Rhetorik nicht bereit ist, politische und fi nanzielle Entscheidungsmacht 
an lokale Institutionen abzugeben. 
Dieser Widerstand wird auch deshalb erleichtert, weil internationale Geber die 
Dezentralisierung eher als technisches Problem behandeln und ihren eminent poli-
tischen Charakter ignorieren. 
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1. Dezentralisierung als Demokratisierungshoffnung
Nach dem weitgehenden Scheitern des zentra­
listischen Entwicklungsstaates, insbesondere im 
südlichen Afrika, findet sich aufseiten der Ent­
wicklungshilfe in Forschung und Praxis eine Viel­
zahl von Vertretern, die für eine vertiefte Dezen­
tralisierung als Grundlage legitimer Staatlichkeit 
und als ein zeitgemäßes entwicklungspolitisches 
Instrument argumentieren (z.B. Fukuyama 2004; 
Olowu und Wunsch 2004). Auch die aktuelle deut-
sche Entwicklungszusammenarbeit priorisiert die 
Dezentralisierung als Mittel zur Verwirklichung 
ihrer Primärziele der good governance und der 
Armutsbekämpfung. Schließlich gilt die Dezen­
tralisierung auch als Lösung für das spezifisch 
afrikanische Problem der sozialen und ethnischen 
Heterogenität (Meagher 2004).
Politische Dezentralisierung wird idealtypisch 
unterschieden in Dezentralisierung im Sinne von 
Dekonzentration und Dezentralisierung im Sinne 
von Devolution. Dekonzentration meint nur die 
Abgabe von Entscheidungsbefugnissen innerhalb 
der staatlichen Verwaltung von der nationalstaatli-
chen auf Lokal­ und/oder Provinzebene. Devolution 
hingegen bezeichnet die Zuweisung exklusiver Re­
gierungsfunktionen an unabhängige, subnational 
gewählte Regierungen (Azfar et al. 2004: 20). Im 
Unterschied zur Dekonzentration führt sie neben 
der horizontalen eine vertikale Gewaltenteilung ein, 
indem sie die Autorität der Institutionen auf natio-
naler Ebene zugunsten lokaler Organe einschränkt.
Grundlage der Förderung von Dezentralisierung 
durch die internationalen Geberinstitutionen ist die 
Annahme, dass Dezentralisierung ceteris paribus ei-
ne erhöhte Partizipationsfähigkeit der Bevölkerung 
bewirkt, was über eine damit einhergehende erhöh­
te Rechenschaftspflicht der Regierenden dem Bür­
ger gegenüber zu Demokratisierung beziehungswei-
se zur Konsolidierung demokratischer Herrschaft 
führt (Ndulo 2006: 79ff.). Die Rechenschaftspflicht 
soll dadurch gesteigert werden, dass Beamte und 
Volksvertreter näher an die Bevölkerung und die 
Wähler rücken beziehungsweise überhaupt erst auf 
lokaler Ebene gewählt werden statt als Statthalter 
in kolonialer Tradition von einer zentralistisch-po-
litischen Verwaltungsmaschine ernannt zu werden 
und lediglich nach oben Rechenschaft abgeben zu 
müssen. 
 Vgl. �www.bmz.de/de/themen/goodgovernance/demokratie/ 
arbeitsfelder/Dezentralisierung/index.html> (Aufruf: 24..2009).
Der Dezentralisierung wird geradezu eine Wun­
derheilkraft zugesprochen, weil sie theoretisch und 
empirisch kompatibel mit liberalen Grundprinzipien 
von Demokratie, Subsidiarität und Wettbewerb ist 
(Oxhorn 2004: 3f.). Die Rede von einem politischen 
Paradigmenwechsel (Olowu/Wunsch 2004: 29) in 
einer Vielzahl afrikanischer Länder erscheint daher 
zunächst gerechtfertigt (Ndulo 2006: 79; PDM 2008: 
2). Auch die politische Führung Mosambiks hat 
diesen Paradigmenwechsel in ihrer Rhetorik voll-
zogen. So bezeichnet die stellvertretende Ministerin 
für staatliche Verwaltung, Carmelita Namashulua, 
die Dezentralisierung als eine Grundvoraussetzung 
für die Demokratisierung, die positive wirtschaft-
liche Entwicklung und für den Sieg im Kampf gegen 
die absolute Armut in ihrem Land (MAE 2008: 4).
2. Dezentralisierung auf dem Vormarsch?
Mit dem Friedensvertrag von Rom im Jahr 992 be-
kannte sich der ehemals marxistisch­leninistische 
Einparteienstaat Mosambik zu freien Wahlen und 
Märkten. Schon die neue Verfassung sieht eine 
– wenngleich vage formulierte – Dezentralisierung 
des in 23 Distrikten und elf Provinzen unterteilten, 
zentralistischen Staates vor. Diese wird zweigleisig 
und graduell verfolgt. Der zum Prinzip erhobene 
mosambikanische gradualismo manifestiert sich in 
der schrittweisen, zögerlichen Einführung und Um­
setzung der Reformen. Dabei finden zwei Dezentral
isierungsprozesse nebeneinander statt: 
Die Gründung von mittlerweile 43 subnational 
gewählten Munizipien in urbanen Gegenden steht 
für eine Dezentralisierung im Sinne von Devolu­
tion. Die selbstverwalteten Munizipien sind dabei 
autonomer Teil der Provinzen, aber in bestimmten 
Sachgebieten weiterhin hochgradig abhängig von 
der zentralistischen Verwaltungshierarchie. Seit 
den ersten Kommunalwahlen im Jahr 998 wird 
hier – allerdings in inhaltlich engen Grenzen 
– eine demokratisch fundierte Selbstverwaltung 
praktiziert. 
Die Aufwertung der 23 Distrikte zum Schwer­
punkt von Entwicklung und Planung hingegen 
steht für eine Dezentralisierung im Sinne von 
Dekonzentration, weil hier lediglich Entschei­
dungskompetenzen und Mittel innerhalb der 
zentralistischen Verwaltungshierarchie nach un-
ten delegiert werden. Die mit neuen Befugnissen 
ausgestatteten Distriktvorsteher (Administradores) 
bleiben als Chefs ihres Verwaltungsbezirks ver­
−
−
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antwortlich gegenüber den höheren Verwaltungs­
ebenen und sind ultimativ abhängig von der na­
tionalen politischen Führung. So erfolgt deren 
Ernennung weiterhin durch den Präsidenten der 
Republik. Vereinfacht kann die Aufwertung der 
Distrikte als nicht demokratischer, die Einführung 
der Munizipien hingegen als demokratischer Be­
standteil des mosambikanischen Dezentralisie-
rungsprozesses verstanden werden. 
Gleichwohl wurde mit den Reformen die vom portu-
giesischen Kolonialregime geerbte sogenannte „dop­
pelte Subordination“ eingeschränkt. So sind heute 
die Fachdirektoren auf Distriktebene primär dem 
Distriktvorsteher gegenüber rechenschaftspflichtig 
anstatt wie bisher primär der sektoralen Verwal­
tungshierarchie entsprechend den Fachdirektoren 
auf Provinzebene und den Ministern. Die Dekon­
zentration der Personalverwaltung wurde weithin 
als erhebliche Verbesserung der Verwaltungspraxis 
anerkannt. Auch wurden auf Distriktebene und da­
runter lokal gewählte Konsultativgremien installiert, 
deren zukünftige Rolle aber noch unklar ist. 
In einer vergleichenden Studie von vier De­
zentralisierungsprozessen in Subsahara­Afrika – 
Uganda, Malawi, Ghana, Tansania – stellen Christof 
Hartmann und Gordon Crawford (2008) überein-
stimmend fest, dass es sich in allen Fällen um einen 
Mix aus Devolution und Dekonzentration handelt. 
Kennzeichnend ist ferner eine noch unzureichend 
klare Trennung und Verteilung von Kompetenzen 
zwischen den verschiedenen Regierungsebenen 
(Hartmann und Crawford 2008: 236f.). Das Gleiche 
ist für Mosambik zu beobachten.
3. Keine finanzielle Eigenständigkeit
Gestützt allein auf das Studium der formal­recht-
lichen Reformen kommen Macamo und Chaliane 
(2008: vi) zu dem Schluss, dass die Dezentralisierung 
in Mosambik innerhalb des vergangenen Jahrzehnts 
bemerkenswerte Fortschritte erzielt habe. Offenbar  
sind erste Effizienzgewinne zum Beispiel infolge der 
Dekonzentration der Personalverwaltung festzustel-
len. Auch die Einführung der Provinzversammlung 
sowie der lokalen Konsultativgremien, die den 
Distriktbeamten zuarbeiten und die lokalen Ent­
wicklungspläne mit beschließen, können als Aspekte 
der Demokratisierung einer ansonsten undemokra-
tischen Dekonzentration gesehen werden.
Wie sehr dagegen der mosambikanische De­
zentralisierungsprozess faktisch engen Grenzen 
verhaftet bleibt, zeigt z.B. Forquilha (2007). Da­
ten des Finanzministeriums zufolge liegt die Aus­
gabenquote auf subnationaler Ebene bei etwa 
25 Prozent.2 Allerdings wird der Großteil dieser 
Ausgaben von den elf Provinzverwaltungen getätigt, 
die zum einen zu groß sind, als das sie Effizienz­ 
oder Partizipationskriterien genügen könnten, und 
zum anderen weiterhin unter direkter, vertikaler 
Kontrolle der Zentralregierung stehen. Mit rund 
zwei Prozent der Ausgaben in den selbstverwal-
teten Munizipien (2009) liegt Mosambik weit zurück 
im Vergleich mit anderen Transformations­ und 
Entwicklungsländern, die im Mittel zwischen 3 
und 22 Prozent ihrer Ausgaben auf selbstverwalteter 
subnationaler Ebene tätigen (Boex und Nguenha 
2008: 05). 
Die mangelhafte finanzielle Umsetzung ist pro-
blematisch für die Umsetzung einer erfolgreichen 
Dezentralisierung als solcher. So können die Wahlen 
in den Munizipien nur dann als ernsthafter Schritt im 
Sinne demokratischer Herrschaft verstanden wer-
den, wenn die gewählten Volksvertreter auch über 
Entscheidungsbefugnisse bei Finanzausgaben verfü-
gen. Ebenso sind Erfahrungs­ und Effizienzgewinne 
innerhalb der Distriktverwaltungen nur zu erwarten, 
wenn sie sich auf reale Erfahrungen im autonomen 
Umgang mit Finanzmitteln für lokale Entwicklung 
stützen. Schließlich beklagten alle befragten Beamte 
auf lokaler Ebene, dass die größten Hindernisse 
für eine erfolgreiche Dezentralisierung der Mangel 
an finanziellen und personellen Ressourcen vor 
Ort seien. Die Kompetenzübertragung auf die un-
teren Ebenen macht aber nur dann Sinn, wenn auch 
die dafür notwendigen Mittel delegiert werden. 
Dagegen bestehen offenbar erhebliche Widerstände 
innerhalb der Beamtenschaft, der Regierungspartei 
FRELIMO (Frente de Libertação de Moçambique) und 
aufseiten der politischen Elite auf Provinz­ und na-
tionaler Ebene. 
Zu ähnlichen Ergebnissen kommt auch die 
Studie von Hartmann und Crawford. Sie stellen 
fest, dass in allen von ihnen untersuchten Fällen die 
mangelnde finanzielle Ausstattung der neuen sub-
nationalen Regierungs­ und Verwaltungsebenen 
ein wesentliches Hindernis für die Realisierung der 
Potenziale einer erfolgreichen Dezentralisierung ist. 
Offensichtlich sind afrikanische Zentralregierungen 
2 Alle Zahlen zum mosambikanischen Haushalt siehe      
�http://www.mpd.gov.mz/orcamento/2009/oe2009.html>.
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zwar bereit, auf formale Kompetenzen zu verzich-
ten, nicht aber die notwendigen Finanzressourcen 
und Entscheidungsbefugnisse bereitzustellen (Hart­
mann und Crawford 2008: 237f.), die für eigenstän-
diges politisches Handeln dezentraler politischer 
Institutionen notwendig wären. 
4. Zielkonflikte: Die Rolle der Geber
Der mosambikanische Dezentralisierungsprozess 
ist ein von oben gesteuerter Prozess, innerhalb des-
sen lokale und/oder zivilgesellschaftliche Einflüsse 
kaum Raum haben. Weder existieren traditionelle, 
lokale Formen politischer Einflussnahme mit der 
Reichweite, den politischen Prozess in Maputo zu 
beeinflussen, noch haben die bisherigen Reformen 
eine lokale politische Klasse außerhalb der hierar-
chisch­vertikalen (Partei­)Struktur zugelassen. (Buur 
und Kyed 2007)
Damit verbleiben die Geber als Korrektiv und 
Impulsgeber gegenüber einer nach außen geschlos-
senen, politischen Klasse. Mosambik reiht sich 
in dieser Hinsicht in die große Mehrzahl der de-
zentralisierenden Länder in Afrika ein (Ndegwa 
und Levy 2004: 8). Dabei verdeutlicht sich der 
Transformationsstand in der Art und Weise des 
Dezentralisierungsprozesses. Hier werden grund-
legende politische Spielregeln herausgefordert: 
Autonomie der Munizipien, formale Einbeziehung 
traditioneller Autoritäten (chiefs) in die lokale 
Staatlichkeit, Aufwertung der Distrikte etc. Mithin 
liegt ein Konflikt um staatliche Ressourcen vor, 
wenn zentral erwirtschaftete Finanzmittel künftig 
auf lokaler Ebene, das heißt an den Provinzen vor-
bei, geplant und ausgegeben werden. Der Konflikt 
wird vertikal zwischen verschiedenen Ebenen 
(nationaler Ebene, Provinz­ und Distriktebene 
und Munizipien) sowie horizontal zwischen den 
Fachministerien, dem Verwaltungsministerium, dem 
Planungsministerium, dem Stab des Präsidenten 
und den Gebern ausgetragen. Die Akteure nehmen 
die Dezentralisierung als Nullsummenspiel wahr, 
was nicht verwundern kann, da innerhalb neopa-
trimonialer Regime persönliche Schicksale ganz 
wesentlich mit den Potenzialen von Patronage und 
Klientelismus verbunden sind (Erdmann und Engel 
2007). 
Die unklare Position innerhalb der Regierungs-
partei und sich widersprechende Aussagen bezüg­
lich des eigentlichen Zwecks der Reformen las-
sen den öffentlich bezeugten Konsens zwischen 
Gebern und Nehmerregierung über das Ziel einer 
demokratischen Dezentralisierung zweifelhaft er-
scheinen. Gleichzeitig erschweren die Parallelität 
von Devolution und Dekonzentration sowie der 
gradualismo die Vorhersehbarkeit, weil sie in ihrer 
Komplexität keinem konkreten Ziel verpflichtet 
sind. Es kann angenommen werden, dass damit die 
Steuerungsfähigkeit einer informierten politischen 
Elite erhöht wird.
5. Grenzen der Demokratisierung
Das mosambikanische Verwaltungsministerium ver-
weist auf die Kommunalwahlen in den Munizipien 
und die Einrichtung der Konsultativgremien (con­
selhos locais) in den Distrikten, um zu verdeutli-
chen, wie Partizipation der lokalen Bevölkerung 
und Demokratisierung im mosambikanischen De-
zentralisierungsprozess verwirklicht werden (MAE 
2008: 4). Ebenso wird betont, dass der Prozess 
der Dezentralisierung in Mosambik dem Gesetz 
nach graduell zu sein hat. Eine Vertiefung der De­
mokratisierung im Zuge der Dezentralisierungs-
reformen kann damit in die Zukunft verschoben 
werden – abhängig auch vom sozioökonomischen 
Entwicklungsstand einer Gesellschaft, die von ihrer 
politischen Elite teilweise als (noch) nicht demokra-
tiefähig angesehen wird. 
In der Tat ist die Beteiligung der conselhos locais 
am Politikprozess in den Distrikten, trotz einiger 
positiver Erfahrungen, noch unzureichend. Formal 
verabschieden sie die von der Distriktverwaltung 
entworfene jährliche Finanzplanung. Außerdem 
entscheiden sie über die Mittelverwendung eines 
lokalen Entwicklungsfonds (Fundo de Investimento 
de Iniciativa Local, FIIL). In der Praxis jedoch domi-
nieren die Distriktvorsteher die Gremien, setzen 
die Agenda und vergeben Arbeitsaufträge an die 
Teilnehmer. Ein Distriktvorsteher bemängelte im 
Gespräch, dass die Rolle der Konsultativgremien 
nicht hinreichend geklärt sei. Letztlich interpretiere 
jede Distriktverwaltung dessen Bedeutung anders 
(CIP et al. 2009: 8). 
Auch hochrangige Politiker äußern sich wider-
sprüchlich zur Rolle der Konsultativgremien. Zwar 
lobten die befragten Beamten die Zusammenarbeit 
mit den conselhos locais als hilfreich bei der Planer­
stellung des Distrikthaushaltes. Durch deren Betei­
ligung sei es einfacher, notwendige Informationen 
über Bedürfnisse in abgelegenen Gebieten des Dis­
triktes zu erlangen. Auch erfreuten sich die con­
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selhos einer regen Beteiligung seitens der lokalen 
Bevölkerung. Eine Anteilnahme am Haushaltsprozess 
über diese (wichtige) Informationsfunktion hinaus 
wurde jedoch nicht erwähnt. 
Angesichts der Tatsache, dass ohnehin nur 
ein Bruchteil der im Distrikthaushalt vorgese-
henen Projekte realisiert wird, muss der formelle 
Beschluss derselben im Hinblick auf eine tatsäch­
liche Partizipation ohnehin erheblich relativiert 
werden (ebd.: 6). So bleibt die Mitwirkung der 
lokalen Bevölkerung, indirekt vermittelt über die 
conselhos, weitgehend auf die Verteilung der Mittel 
des lokalen Entwicklungsfonds an Klein­ und 
Kleinstunternehmer beschränkt. 
Letztlich ist also die demokratische Dezentra-
lisierung stark eingeschränkt, einerseits durch 
die Insularität der Munizipien und deren hohe 
Abhängigkeit, vor allem in finanzieller Hinsicht; 
andererseits durch die formell und informell einge-
schränkte und unklare Rolle der Konsultativgremien 
in den Distrikten, denen eine tatsächliche Mitsprache 
nur bei der Verteilung des Entwicklungsfonds FIIL 
zugesprochen wird. Die Schwäche der lokal gewähl-
ten Gremien – insbesondere gegenüber den zentral 
und damit politisch ernannten Distriktvorstehern 
– ist beispielhaft für andere Dezentralisierungspro­
zesse im südlichen Afrika. In keinem der unter-
suchten Fälle hat die Dezentralisierung zu einer 
signifikant erhöhten Rechenschaftslegung der Re­
gierungen geführt (Hartmann und Crawford 2008: 
238ff.). 
In Ermangelung einer klaren, formalisierten poli-
tischen Zielsetzung sprechen alle Indikatoren für ei-
ne Fortführung der zweigleisigen Dezentralisierung 
– zuungunsten demokratischer Elemente. Inwiefern 
ein solches Hybrid aus halbdemokratischen Ele­
menten und einer historisch tradierten zentralis-
tischen Hierarchie jedoch dazu beitragen kann, das 
komplexe Verwaltungssystem Mosambiks zu ver-
einfachen, ist noch unklar. 
Gesprächen mit beteiligten Beamten und Prak­
tikern der Entwicklungszusammenarbeit zufolge 
scheinen unnötige Doppelungen sowie unklare Zu­
ständigkeiten und Hierarchien die Folge zu sein. So 
sind die Distriktdirektoren dem Distriktvorsteher 
gegenüber ebenso verantwortlich wie der Pro­
vinzdirektion. In vielen Politikbereichen sind al-
le drei beziehungsweise vier verschiedenen Ver­
waltungsebenen mit wichtigen Verantwortlichkeiten 
betraut (Macamo und Chaliane 2008: 6ff.). Die      
Provinzregierung wird sich in Zukunft gegenüber 
der Provinzversammlung ebenso rechtfertigen müs-
sen wie ihre Mitglieder gegenüber den jeweiligen 
Fachministern bzw. dem Präsidenten der Republik. 
Damit bleibt nicht nur das Grundproblem der dop-
pelten Subordination ungelöst. Indem auf eine ein-
deutigere Definition der Kompetenzen – insbeson-
dere im Bereich der fiskalischen Dezentralisierung 
– verzichtet wurde, werden außerdem Dezentralisie
rungspotenziale verschenkt (ebd.: vi). 3 
6. Voraussetzungsvolle Dezentralisierung
Die Dezentralisierung offenbart ein Dilemma, dem 
auch andere entwicklungspolitische Ansätze ge-
genüberstehen. Die Voraussetzung für erfolgreiche 
Reformen sind gleichzeitig Ziel derselben: stabile 
und anerkannte formale Institutionen sowie eine 
rege Beteiligung auf lokaler Ebene. Erfolgreiche 
Beteiligung setzt die Existenz von Nachfrage 
nach Partizipation aufseiten der Regierten vo-
raus. Dem widersprechen die individuellen Inter­
essen der Vertreter höherer Verwaltungs­ und Re­
gierungsebenen (Steiner 2005: 23f.). 
Hier verdeutlicht sich auch die Interdependenz 
aller Steuerungsmaßnahmen von außen: erfolgrei­
che institutionelle Reformen beruhen immer auch 
auf einer aktiven gesellschaftlichen Annahme und 
Nachfrage derselben. Diese wiederum scheint 
insbesondere vom sozioökonomischen Entwick­
lungsstand und von historisch geprägten, bislang 
aber auch theoretisch unterbelichteten informellen 
Institutionen auf lokaler Ebene abzuhängen. 
Intuitiv einleuchtend ist, dass extreme Armut ei-
ne demokratische Partizipation breiter Teile der 
Gesellschaft erschwert. Hier stößt ein steuernder 
Eingriff von außen auf erhebliche Probleme. Die 
Geber scheinen in Mosambik auf diese unerwar-
tete Komplexität mit einer Rückbesinnung auf 
das primäre Entwicklungsziel zu reagieren: die 
Reduzierung der absoluten Armut. Damit aber 
wird ein grundlegend anderes Projekt umgesetzt, 
das angesichts der besonders dünnen Beweislage 
für die Dezentralisierung als Armutsbekämpfungs­
strategie noch fragwürdiger ist (Vgl. Hartmann und 
Crawford 2008; Oxhorn 2004; Jütting et al. 2004), als 
3 Sowar inderStudievonCIPetal.die�uoteder für imHaushalt               
2008 geplanten und abgeschlossenen Vorhaben im Vergleich 
zu den geplanten und nicht abgeschlossenen bzw. nicht 
begonnenen Projekten bei den drei untersuchten Munizipien 
deutlich höher als bei den sechs untersuchten Distrikten (CIP 
et al. 2009). Die Studie ist nicht zwingend repräsentativ, kann 
aber als Indiz für eine effizientere Mittelverwendung und 
Planungskapazität auf Munizipienebene gelesen werden.
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die mittelfristige Konzeption der Dezentralisierung 
als state­building à la Fukuyama (2004).
7. Dezentralisierung – ein politisches Projekt
Dezentralisierung ist dem Fallbeispiel Mosambiks 
zufolge also nicht per se als Demokratisierung 
zu verstehen. Ebenso wenig leistet sie zwingend 
einen Beitrag zu Bürokratieabbau und Armuts­
bekämpfung. Vielmehr kann sie sinnvoll als Teil 
einer umfassenden Verfestigung eines hybriden 
politischen Systems verstanden werden: „Die Fra­
ge und Dynamik der Macht im Rahmen der De­
zentralisierung wurde bislang unterschätzt. Viele 
halten die Dezentralisierung für eine technische, 
theoretische Debatte. Das ist falsch.“ resümierte 
der Politikwissenschaftler Amilcar Pereira von der 
Universität Eduardo Mondlane in Maputo. 
Die Erfahrungen Mosambiks decken sich mit 
vergleichenden Studien anderer afrikanischer 
Dezentralisierungsprozesse. Auch in Ghana, Ma­
lawi, Uganda und Tansania wurden massive Wi­
derstände seitens der zentralen Verwaltung und 
Regierung gegenüber einer bereits formalisierten 
Devolution festgestellt, gleichwohl sie von einzel-
nen Gebern lange Jahre als beispielhaft für eine ge-
lungene Dezentralisierung angeführt wurden wie 
etwa im Falle Ghanas. Diese und andere Fallstudien 
belegen den inhärent politischen Charakter der 
Dezentralisierung: „Regierungen implementieren 
Dezentralisierungsreformen aus verschiedenen 
Gründen, unter anderem mit der Absicht die Kon­
trollfähigkeit auf lokaler Ebene zu stärken, immer 
aber um die eigenen Interessen zu verwirklichen“ 
(Hartmann und Crawford 2008: 243). 
Ausgehend von der Annahme, dass formale 
Institutionen, mithin Rechtsstaatlichkeit, in den 
Ländern des südlichen Afrikas im intraregionalen 
Vergleich wenig stabil sind (Hyden 2006: 72ff.), muss 
gefolgert werden, dass auch die Formalisierung 
von Dezentralisierungsvorhaben weniger stabile In­
stitutionen hervorbringt, als es in anderen Regionen 
der Fall wäre (Eaton 2008: 698). 
Der im afrikanischen Kontext hohe Einfluss von 
außen garantiert zwar die zumindest vorläufige 
Fortschreibung des mosambikanischen Dezentral
isierungsprozesses. Die Diskrepanz von formeller 
Planung unter Einbeziehung der Geber und in-
formeller Umsetzung ist nichtsdestotrotz bemer-
kenswert. Zu vermuten ist, dass die traditionelle 
Parallelität der Machtstrukturen von Partei und 
Staatsverwaltung in Mosambik diesen Umstand 
verstärkt (Alexander 997: 3). Es scheint mithin poli-
tisch opportun, zusätzliche „dezentrale“ Autoritäten 
zu installieren, wohingegen bestehende „zentralis-
tische“ Hierarchien abzubauen, schwerer fällt. So 
kann der lokale Entwicklungsfond FIIL gelesen wer-
den als Einführung eines dezentralen fiskalischen 
Elementes, ohne damit die zentralistische Struktur 
in ihrem Wesen angreifen zu müssen. Auch kann 
die Einführung der Provinzversammlungen als ein 
Zugeständnis an die Klientelstrukturen neopatrimo-
nialer Herrschaft verstanden werden. Hier entsteht 
eine Vielzahl neuer, prestigeträchtiger Posten. 
In verschiedenen Interviews wurde auf die 
Potenziale der Dezentralisierung für die Festigung 
der Position des Präsidenten hingewiesen. Die Gefahr 
einer solchen Ausbeutung der Dezentralisierung 
sollte auch innerhalb der weiteren entwicklungspo-
litischen Debatte erkannt werden. Schließlich droht 
das Verwaltungssystem damit tatsächlich komple­
xer und informeller zu werden – was dem Gegenteil 
der ursprünglichen Intention aufseiten der Geber 
entspricht. Somit bricht die alte Ordnung auf, wäh-
rend sich die traditionelle Dominanz der FRELIMO 
gleichzeitig zu verfestigen scheint. Es muss vermu-
tet werden, dass sich hierin die von Beobachtern 
konstatierte Autonomie afrikanischer Eliten – bei 
vordergründig hoher externer Abhängigkeit – ma-
terialisiert (Chabal und Daloz 999: 0ff.; van de 
Walle 200: 44ff.). 
In durch strenge Hierarchien und eine auto-
ritäre Verwaltungspraxis geprägten Staaten kön-
nen grundlegende institutionelle Reformen nicht 
durchgeführt werden, ohne dass nur schwer zu 
lösende Konflikte um Machtressourcen aufbrechen 
(Hartmann und Crawford 2008: 24). Diese Einsicht 
mag aus politikwissenschaftlicher Sicht trivial er-
scheinen: ökonomische Effizienzkriterien müssen 
sich im Rahmen von Dezentralisierungsvorhaben 
de facto intransparenten politischen Machtkriterien 
unterordnen (Hyden 2006: 230). 
Die empirische Literatur zur Dezentralisierung 
und deren Umsetzung im südlichen Afrika bestätigt 
die Erfahrungen aus Mosambik: Dezentralisierung 
ist immer ein genuin politischer Prozess, eben 
weil er die zentralstaatlichen Autoritäten heraus-
fordert. Das politische Wesen des Prozesses, nicht 
dessen verwaltungstechnische Komplexität, erklärt 
die bislang nur unzureichende Umsetzung. Die 
entwicklungspolitische Praxis täte gut daran, der 
Verwechselung des komplexen Reformvorhabens 
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mit einer verwaltungstechnischen Übung keinen 
Vorschub zu leisten.
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